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Inhaltsverzeichnis: 
 

Aus der Öffentlichkeit werden keine Bedenken, Anregungen und Hinweise vorgebracht. 

 
 
Bedenken, Anregungen und Hinweise werden von folgenden Behörden und Trägern 
öffentlicher Belange vorgebracht: 

1. Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises 
2. Landesbetrieb Mobilität Diez 
3. VGW Nastätten 
4. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

 
 

 

Keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise haben folgende Behörden bzw. Träger 
öffentlicher Belange: 

5. Landesamt für Geologie und Bergbau 
6. Vodafone Kabel Deutschland 
7. IHK Koblenz 
8. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
9. DLR Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel, Montabaur 
10. DWD Referat Liegenschaftsmanagement, Offenbach 
11. Ortsgemeinde Holzhausen 
12. Inexio, Saarlouis 
13. Handwerkskammer Koblenz, Abteilung Bauleitplanung 
14. Syna GmbH, Lahnstein 
15. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz 
16. Ortsgemeinde Bettendorf 
17. Deutsche Telekom Technik GmbH, Koblenz 
18. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz 

Abteilung Erdgeschichte 
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1. Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises 
(19.04.2022) 
 
Untere Wasserbehörde 
1. Niederschlagswasserbewirtschaftung 
Stellungnahme: 
Der Eintrag unter Pkt. 5.2 soll wie folgt geändert werden. Die Versickerung 
findet im Geltungsbereich des Bebauungsplans in der festgesetzten Fläche 
statt. 
Der Hinweis soll redaktionell wie folgt geändert werden: 
Die endgültige Versickerung überschüssigen Niederschlagswassers erfolgt 
zentral im Geltungsbereiches in der festgesetzen Fläche für die Rückhaltung 
u. Versickerung von Niederschlagswasser im Bereich der privaten Grünfläche. 
 
Beschlußvorschlag 
Der Rat der Ortsgemeinde Oberfischbach schließt sich der vorgenannten 
Stellungnahme an und beschließt den Hinweis unter Pkt 5.2 der textlichen 
Festsetzungen wie folgt redaktionel zu ändern:  
Die endgültige Versickerung überschüssigen Niederschlagswassers erfolgt 
zentral im Geltungsbereiches in der festgesetzen Fläche für die Rückhaltung 
u. Versickerung von Niederschlagswasser im Bereich der privaten Grünfläche. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
   Ja-Stimmen   Nein-Stimmen       Enthaltungen 
 
 
Für die Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser ist ein Antrag zur Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis bei 
der zuständigen Behörde einzureichen. 
 
Stellungnahme / Beschlussvorschlag 
Dieser Feststellung ist zu folgen. Dem Bauherrn ist aufzugeben eine 
entsprechende Genehmigung bis zum Satzungsbeschluss zu beantragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
   Ja-Stimmen   Nein-Stimmen       Enthaltungen 
 
 

koehler
Hervorheben

koehler
Hervorheben
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Es wird festgestellt, dass nur unbelastetes Niederschlagswasser zur 
Versickerung gebracht werden darf. Flächen der Nutztierhaltung: Offenställe, 
Reitplätze o. Paddocks sind wasserundurchlässig herzustellen. Das dort 
anfallende Niederschlagswasser ist durch geeignete bauliche Anlagen zu 
sammeln und ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 
Stellungnahme 
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um einen Reitplatz nicht um einen 
Auslauf für Pferde. 
D. h. das Pferd wir hier unter Teilnahme des Reiters bewegt. Bei einem Pferd 
entsteht keine Gülle. Entweder gibt es Ballaststoff enthaltende Pferdeäpfel oder 
nährstoffangereicherten Urin ab. Pferde geben, je nach Fütterung max. alle 2 
Stunden einmal Kot ab. Da diese Hinterlassenschaften zum Erhalt des 
Reitplatzes nach dem Reiten abräumt und in einen dafür vorgesehenen 
Behälter verbracht werden der auf dem Misthaufen entleert wird, dürfte also nur 
noch Urin auf dem Reitplatz anfallen. Das passiert beim Reiten aber sehr selten 
(i. d. R. alle 4 h einmal). 
Der geplante Reitplatz (Bewegungsplatz für Pferd mit Reiter) wird zudem 
lediglich stundenweise genutzt, was den Nährstoffeintrag noch mehr 
vermindert. 
Es wird anerkannt, dass Flächen für die Nutztierhaltung wie Offenställe und 
Paddocks wasserundurchlässig herzustellen sind. Für Reitplätze wird dies nicht 
erkannt. 
Die weiteren Feststellungen und Informationen werden zur Kenntnis 
genommen. Sie betreffen die Umsetzung des Bebauungsplans. Ein 
Handlungsbedarf im Rahmen des Bebauungsplans besteht nicht. 

 
 
Beschlussvorschlag 
Der Rat der Ortsgemeinde Obertiefenbach schließt sich der vorgenannten 
Stellungnahme an.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
 
   Ja-Stimmen   Nein-Stimmen       Enthaltungen 
 
.  

koehler
Hervorheben
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2. nicht genehmigte Aufschüttungen 
 

Die Hinweise und weiteren Informationen werden zur Kenntnis genommen. Sie 
betreffen die Umsetzung des Bebauungsplans. Ein Handlungsbedarf im 
Rahmen des Bebauungsplans besteht nicht. 

Beschlußfassung entfällt. 
 
3. Verlust der Bodenfunktionen 
 
Stellungnahme 
Im Rahmen des Landschaftsplanerischen Beitrags für das 
Beteiligungsverfahren nach den §§ 3 (2) und 4(2) BauGb wird zur 
Berücksichtigung sämtlicher Umwelt-Schutzgüter, u.a. des Schutzguts 
„Boden“, eine Bilanzierung bzw. Bewertung gemäß dem „Praxisleitfaden zur 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“ des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität durchgeführt. 

Für das Vorhaben sind erhebliche Beeinträchtigungen besonderer Schwere 
(eBS) im Sinne dieses Praxisleitfadens für das Schutz „Boden“ anzunehmen. 
Es besteht somit ein schutzgutbezogener Kompensationsbedarf hinsichtlich 
des Schutzguts „Boden“. Möglichkeiten zur Entsiegelung bestehen nicht. Die 
vorgesehenen landschaftsplanerischen Ausgleichsmaßnahmen, welche im 
Rahmen des Bebauungsplans festgelegt werden, erfüllen aber durch 
Verbesserung des durchwurzelbaren Bodenraums (Gehölzpflanzungen) bzw. 
Nutzungsextensivierung (extensive Wiesenbereiche im Bereich bislang 
intensiv genutzter Weiden) die Vorgaben zur Kompensation bei 
Bodenversiegelungen gemäß dem Praxisleitfaden. 

Durch die durchgeführte Bilanzierung nach dem Praxisleitfaden wird 
verdeutlicht, dass der Kompensationsbedarf durch die vorgesehenen 
ausgleichserheblichen Maßnahmen gedeckt werden kann. 

Beschlussvorschlag 
Der Rat der Ortsgemeinde Obertiefenbach schließt sich der vorgenannten 
Stellungnahme an. Die Bilanzierung nach dem Praxisleitfaden wird im weiteren 
Verfahren berücksichtigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
   Ja-Stimmen   Nein-Stimmen       Enthaltungen 

koehler
Hervorheben
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Untere Naturschutzbehörde 
 
Stellungnahme 
Den Anregungen der unteren Naturschutzbehörde soll gefolgt werden. Alle 
ausgleichserheblichen Flächen sollten in den textlichen Festsetzungen benannt 
werden. Die Zuordnung der Maßnahme A4 sollte ebenfalls als Hinweis 
aufgenommen werden. 

Beschlussvorschlag 
Der Rat der Ortsgemeinde Obertiefenbach schließt sich der vorgenannten 
Stellungnahme an. Alle ausgleichserheblichen Flächen werden in den 
textlichen Festsetzungen benannt. Die Zuordnung der Maßnahme A4 wird 
ebenfalls mit folgenden Wortlaut als Hinweis aufgenommen. 

Kompensationsmaßnahme 4 Beschreibung: 
Anpflanzung von hochstämmigen Obstbäumen: 
 Anpflanzung von 10 Stück hochstämmigen Obstbäumen gemäß Plandarstellung  
 Zulässige Sorten: Apfel, Zwetschge, Kirsche, Birne (möglichst robuste Lokalsorten); alternativ: 

Verwendung von Wildobstsorten mit geringem Pflegeaufwand (Vogelkirsche, Eberesche, Wildapfel) 
 Mindestqualität des Pflanzguts: Hochstämme, StU (Stammumfang) 12-14 cm 
 Anbringen eines geeigneten Verbissschutzes (Auszäunung gegen Weidevieh) sowie Durchführung von 

Schutzmaßnahmen gegen Schäden durch Wühlmausfraß  
 Der Obstbaumbestand ist zu erhalten und es sind fachgerechte Instandhaltungsschnitte im Abstand 

von 5 Jahren durchzuführen. 

Pflege Obstbaumpflanzungen: 

 Durchführung von Fertigstellungs- und Entwicklungspflege (Wässern, Kontrolle und Ausbessern der 
Anbindungen, Lockern des Bodens) über insgesamt mind. 3 Jahre  

 regelmäßige Durchführung von Erziehungsschnitten bis zum 10. Standjahr; danach regelmäßige 
Durchführung von Instandhaltungsschnitten je nach Erfordernis (vgl. Broschüre „Obstbäume pflanzen 
und pflegen“; Hrsg: Zweckverband Nassau 2003). Bei Verwendung von Wildobst kann auf die 
regelmäßige Durchführung von Schnittmaßnahmen verzichtet werden. 

 Der Einsatz von mineralischen Düngern und Spritzmitteln ist nicht zulässig. 
 Ausgefallene Gehölze sind in der nächsten Pflanzperiode zu ersetzen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
 
   Ja-Stimmen   Nein-Stimmen       Enthaltungen 
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2. Landesbetrieb Mobilität Diez 
(28.03.2022) 

 

 
 
Der Landesbetrieb Mobilität Diez weißt darauf hin, dass straßenrechtliche 
Belange durch die Änderung des Bebauungsplans nicht nachteilig tangiert 
werden. 
 
Im Hinblick auf die benachbarte Kreisstraße K 50 wird darauf hingewiesen, 
dass zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen evtl. technische 
Vorkehrungen im Innen- u. Außenwohnbereich zu treffen sind. Die Stadt Diez 
hat sicherzustellen, dass der Straßenbaulastträger bei einem zukünftigen 
Neubau oder der wesentlichen Änderung der Landesstraße nur insoweit 
Lärmschutzmaßnahmen zu betreiben hat, als diese über das hinausgehen, was 
die Gemeinde im Zusammenhang mit der Bauleitplanung bereits hätte regeln 
müssen. 
 
Stellungnahme 
 
Der Abstand zwischen der Kreisstraße K 50 und dem Geltungsbereich in der 
bebauten Ortslage beträgt rd. 60 m. Bei diesem Abstand zu der vorhandenen 
Wohnbebauung im Geltungsbereich ist bei der angegebenen 
Verkehrsbelastung mit 1.058 Kfz/24h nicht mit einer nachteiligen 
Lärmbelastung zu rechnen. 
 
 
Beschlußvorschlag 
Der Rat der Ortsgemeinde Obertiefenbach schließt sich der vorgenannten 
Stellungnahme an. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
 
   Ja-Stimmen   Nein-Stimmen       Enthaltungen 
  

koehler
Hervorheben
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 9

 

3. VGW Nastätten 
23.03.2022 

 

 

 

 

Der Anregung, das Oberflächenwasser nicht in den Kanal einzuleiten wird 
bereits gefolgt. Eine entsprechende Versickerfläche wird im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans festgesetzt. Ein Antrag auf Versickerung von 
unbelastetem Niederschlagswasser aus den Dachflächen des Gebiets wird an 
die zuständige Fachbehörde gestellt. 
 
Die erforderliche Löschwasserversorgung und die Trinkwasserversorgung ist 
sichergestellt. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung entfällt. 
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4. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
 Bodenschutz 

18.03.2022 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

Eine Beschlussfassung entfällt. 
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